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Der BGH hat mit Urteil vom 18.10.2019 entschieden, dass der WEG-Verwalter, wird er gerichtlich auf Erteilung der vorbehaltlosen Zustimmung zu Veräußerung von Sondereigentum in Anspruch genommen, im Falle der Verurteilung die Kosten von der Wohnungseigentümergemeinschaft ersetzt verlangen kann, wenn er die Zustimmung nicht schuldhaft verweigert hat. Der Verwalter darf die angefallenen Kosten aus dem Vermögen der Eigentümergemeinschaft entnehmen. Nur dann, wenn der Verwalter eine offensichtlich unvertretbare bzw. nicht mehr nachvollziehbare Entscheidung trifft und deshalb die Zustimmung verweigert, kann die Gemeinschaft einen Schadensersatzanspruch geltend machen. Der bloßen Irrtum des Verwalters über die Voraussetzungen einer berechtigten Zustimmungsverweigerung genügt nicht.	

Das OLG Frankfurt hat mit Urteil vom 13.02.2020 entschieden, dass der Erlass einer unwirksamen Mietpreisbremse keine Staatshaftungsansprüche auslöst. Es handelt sich bei der Mietpreisbremse um einen an die Allgemeinheit gerichteten Rechtsakt. Insoweit ist es für eine vermeintliche Amtspflichtverletzung nicht ausreichend, dass die öffentliche Gewalt durch eine rechtswidrige Normgebung in subjektive Rechte des einzelnen eingreift.

Das Landgericht Bamberg hat mit Urteil vom 13.03.2020 entschieden, dass es keine WEG-Zustellvertretung bei nur einem einzigen Beklagten gibt. Die klagende Gemeinschaft verlangte Zahlung von rund 5.000,00 EUR aus in Vorjahren beschlossenen Jahresabrechnungen. Als Adresse gibt die Klageschrift die Ferienwohnung der Beklagten, wo sie sich aufhalten wollte, an und benennt die Verwalterin nach § 45 Abs. 1 WEG als Zustellvertreter. Die Zustellung erfolgte an die Verwalterin. Das schriftliche Vorverfahren wird angeordnet, mangels Verteidigungsanzeige ergeht später ein Versäumnisurteil, das wiederum der Verwalterin zugestellt wird. Eine wirksame Zustellung Gericht nicht vor, die Beklagte kann nicht durch die Verwalterin vertreten worden sein. § 45 WEG ist erkennbar auf Beschlussanfechtungsverfahren ausgerichtet; für die Vertretung eines einzelnen Wohnungseigentümers findet sie im Blick auf den der ZPO immanenten Grundsatz persönlicher Zustellung keine Anwendung.

Der BGH hat mit Beschluss vom 07.11.2019 entschieden, dass die Suizidgefahr infolge des Zuschlags im Rahmen einer Teilungsversteigerung des die Immobilie bewohnenden Miteigentümers über § 765a ZPO zu einer sogar mehrjährigen Einstellung der Teilungsversteigerung führen kann. Der BGH weist darauf hin, dass nach ständiger Rechtsprechung einen Einstellungsantrag dann stattzugeben ist, wenn wegen des Eigentumsverlustes eine konkrete Gefahr für das Leben des Schuldners besteht oder eines nahen Angehörigen und deshalb der Zuschlag nicht erteilt werden darf. Es ist allerdings dann sorgfältig zu prüfen, ob die Suizidgefahr auf andere Weise als durch Einstellung der Teilungsversteigerung aus dem Weg geräumt werden kann.

Mit Urteil vom 25.03.2019 hat das Landgericht Berlin entschieden, dass die Rechtsprechung des Bundesgerichtshofes, wonach Mitmieter sich gegenseitig zur Entgegennahme von Erklärungen in einem Formular-Mietvertrag bevollmächtigen können, auch für Miterben gilt. Die gemeinsame Stellung als Erben lässt ebenso wie beiden Mitmietern vermuten, dass der jeweilige Miterbe Erklärungen des Vermieters an andere Miterben weiter gibt. Bereits nach § 2038 Abs. 1 Satz 1 BGB Satz 1 ist ein Miterbe passiv vertretungsbefugt, eine Kündigungserklärung in Empfang zu nehmen. Soweit das Mietverhältnis gemäß § 564 Satz 1 BGB fortgesetzt wird, gelten die Bestimmungen des Mietvertrages fort. Die vertragliche Empfangsvollmacht hatte bereits zwischen den ursprünglichen Vertragsparteien einen Anwendungsbereich, da der Erblasser die Immobilien bereits nicht alleine angemietet hatte. Eine postmortale Vollmacht ist unnötig, da es hier nicht um eine Bevollmächtigung durch den Erblasser geht. Die Erben werden durch die Fortgeltung der vertraglichen Regelung auch nicht unangemessen benachteiligt.

Mit Urteil vom 26.02.2020 hat der BGH entschieden, dass dann, wenn das Mietverhältnis nach vorangegangener Kündigung durch den Vermieter einvernehmlich fortgesetzt und ein neuer Mitmieter in das Vertragsverhältnis aufgenommen wird, dies eine wesentliche und dem Formzwang des § 550 Satz 1 BGB unterfallende Vertragsänderung darstellt. Werden wesentliche vertragliche Vereinbarungen nicht im Mietvertrag selbst schriftlich niedergelegt, sondern in Anlagen ausgelagert, sodass sich der Gesamtinhalt der mietvertraglichen Vereinbarung erst aus dem Zusammenspiel dieser verstreuten Bedingungen ergibt, müssen die Parteien zur Wahrung der Urkundeneinheit die Zusammengehörigkeit dieser Schriftstücke in geeigneter Weise zweifelsfrei kenntlich machen. Eine körperliche Verbindung der Schriftstücke ist nicht erforderlich. Vielmehr genügt für die Einheit der Urkunde die bloße gedankliche Verbindung, die in einer zweifelsfreien Bezugnahme zum Ausdruck kommen muss. Ergibt sich der Zusammenhang mehrerer Schriftstücke aus einer Bezugnahme, ist es erforderlich, dass vom aktuellen Vertrag auf den Ausgangsvertrag und auf alle ergänzenden Urkunden verwiesen wird, mit denen die der Schriftform unterliegenden vertragswesentlichen Vereinbarungen vollständig erfasst sind. Treffen die Mietvertragsparteien nachträglich eine Vereinbarung, mit der wesentliche Vertragsbestandteile geändert werden sollen, muss diese zur Erhaltung der Schriftform hinreichend deutlich auf den ursprünglichen Vertrag Bezug nehmen, die geänderten Regelungen aufführen und erkennen lassen, dass es im Übrigen beiden Bestimmungen des ursprünglichen Vertrages verbleiben soll.	

Der BGH hat mit Urteil vom 26.02.2020 entschieden, dass bei einem langfristig intendierten Mietverhältnis die Vereinbarung einer Betriebspflicht des Mieters formularvertraglich nicht wirksam mit einer Sortimentsbeschränkung kombiniert und zusätzlich mit einem Ausschluss von Konkurrenz- und Sortimentsschutz verbunden werden kann. Alle kombinierten Klauseln sind dann nach § 307 Abs. 1 Satz 1 BGB unwirksam. Bei der Betrachtung der kumulativen Formularbedingungen steht nicht hauptsächlich oder allein die Angemessenheit der Betriebspflicht mit Sortimentsbeschränkung im Blickfeld, sondern der Ausschluss des Konkurrenzschutzes, denn bei diesen handelt es sich um andern Eingriff in die Gebrauchsgewährung als Hauptleistungspflicht des Vermieters.

Das Amtsgericht Potsdam hat mit Urteil vom 12.12.2019 entschieden, dass dann, wenn nach der Gemeinschaftsordnung der Verwalter Wohngeldrückstände erst nach einer schriftlichen Mahnung zwangsweise einziehen darf und alle hierfür notwendigen außergerichtlichen oder gerichtlichen Maßnahmen erst nach Mahnung ergreifen darf, eine ohne diese vorherige Mahnung erhobene Klage gegen den säumigen Wohnungseigentümer unbegründet ist. Es fehlt an der erforderlichen Ermächtigung der Wohnungseigentümer zur Klageerhebung. Da grundsätzlich die Wohnungseigentümer allein die Angelegenheit der Verwaltung zu entscheiden haben, obliegt es allein Ihnen zu bestimmen, ob eine Mahnung Vorprozess Erhebung erforderlich ist.

Das Landgericht Bonn hat mit Urteil vom 31.01.2020 entschieden, dass dann, wenn die Parteien bereits zuvor Korrespondenz über Road App hatten, dieser Messen sehr Dienst als Kommunikation Skandal des Haus Besitzers gegenüber dem Eigentümer für Erklärungen, für die eine strengere Form als Textform nicht vorgeschrieben ist, rechtswirksam verwendet werden kann. Sind WhatsApp Nachrichten mit zwei Plauen Hake markiert, dass sich der Absender darauf verlassen, dass diese beim Empfänger eingegangen sind und von diesem zur Kenntnis genommen wurden.
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